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Betrifft: Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Gnadenverfahren in der StPO neu ge­
regelt wird (in 27 -facher Ausfertigung) 

Zu dem vorliegenden Entwurf über die Regelung des Gnaden­

verfahrens wird wie folgt Stellung genommen: 

I. § 509 StPO des Entwurfes erm�chtigt den Bundeminister 

für Justiz zur Kl§rung der Voraussetzungen für die Er­

stattung eines Gnadenvorschlages 

1. Erhebungen durchzuführen und die Staatsanwaltschaf­

ten um Erhebungen zu ersuchen, mit deren Durchführung 

die Sicherheitsbehörden betraut werden können; 

2. Stellungnahmen der Gerichte, die in der Sache ent­

schieden haben, und der staatsanwaltschaftlichen Be-
. 

hörden einzuholen. 

a) Erhebungen der Staatsanwaltschaften in Form von 

eigener Ermittlungstätigkeit: 

Auf Grund des Wortlautes der Ziffer 1 des neuen § 

509 StPO könnte man davon ausgehen, daß die Staats­

anwaltschaften um Erhebungen ersucht werden können, 

mit deren Durchführung die Sicherheitsbehörden be-
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traut werden kön n en ,  aber n icht müssen , da die 

Staatsan wal tschaft im Rahmen ein es verwal tun gsbe­

hördlichen ,' Gn aden verfahren s ein e eigen e Ermitt­

lu���ta �igkeit aufn ehmen kön n te. Diese An sicht wird 

durch die vorgeschlagen e Bestimmun g des § 513 StPO 

bestärkt, wQn ach für das Gn aden verfahren grun dsätz­

lich die Bestimmun gen des AVG, in sbeson dere des 11. 
(\ � 

''-'; 'i i' ,�r ," 1"' 1'\1 

Teiles aB€f das Ermittlun gsverfahren , an zuwen den 

sin d. In den erläutern den Bemerkun gen hiezu wird 

ausdrücklich beton t, daß die Bestimmun gen der StPO 

für das Gn aden verfahren auch n icht subsidär heran ­

zuziehen sin d. 

Es wird daher vorgeschlagen , § 509 Z. 1 StPO des En t­

wurfes in sofern ein zuschrän ken , daß ausdrücklich ange­

führt wird, daß ein e eigene Ermittlun gstätigkeit der 

Staatsan wal tschaft in Gn aden sachen n icht zu erfolgen 

hat. Die person ellen Voraussetzun gen hiefür wären 

eben falls n icht gegeben . 

b) (gutächtliche) Stellugn n ahmen : 

Aucll ist vorgesehen , zur Klärun g der Voraussetzun ­

gen für die Erstattun g ein es Gn aden vorschlages 

Stellun gsn ahmen der Gerichte, die in der Sache en t­

schieden haben , un d der staatsan waltschaftlichen 

Behörden ein zuholen . Bereits bisher war bei Gn aden ­

verfahren die Ein holun g von gutächtlichen Stellun g­

n ahmen der Gerichte, der Staatsan wal tschafteu, der 

Oberlan desgerichte, der Oberstaatsan waltschaften 

un d allen falls auch der Generalprokuratur un d des 

Obersten Gerichtshofes vorgesehen . Aus dem En twurf 

ergibt sich n ichts, ob diese Stellun gnahmen den 

gleichen In hal t haben sollen wie bisher. Im En t­

wurf wird n ur von Stellun gn ahmen , n icht von gut­

ächtlichen Stellun gn ahmen ausgegan gen . Gutächtliche 

-, 

• 
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Stellungnahmen dUrften jedoch mit dem Verfassungs­

gerichtshoferkenntnis , wonach die bisherige Rege­

lung des § 4 11 StPO de!T: Trennungsgrundsatz der 

Justiz von der Verwaltung gemäß Artikel 94 B.-VP. 

widerspreche, nicht vereinbar sein. 

Aus diesen Grund wäre eine Klarsteilung angebracht, 

daß die Stellungnahmen der Gerichte sich darauf zu 

beschränken hätten, die Gründe, die für oder gegen 

einen Gnadenerweis sprechen, wertneutral anzuführen, 

ohne sich gut�chtlich dahin zu äußern, ob eine Be­

gnadigung befürwortet oder abgelehnt werden soll. 

c) Stellungnahmen durch das erkennende Gericht: 

Die StPO schließt von der T§tigkeit eines erkennen­

den Richters jenes Organ aus, das in entscheidender 

Funktion - z.8. als Untersuchungsrichter - in ande­

ren Phasen eines Strafverfahrens mi tgewirkt hat. 

Daraus ergibt sich die Vorstellung des Gesetzge­

bers, dem Richter keine Entscheidung aufzutragen, 

die ihn in einen Gegensatz zu seiner einmal gewon­

nenen Überzeugung drängen könnte. Es soll daher je­

der Anschein einer voreingenommenen Stellungnahme 

vermieden werden, weshalb der Vorschlag, Stellung­

nahmen der Gerichte, die in der Sache entschieden 

haben, einzuholen, zumindest nicht unproblematisch 

ist. 

d) Örtliche Zuständigkeit: 

Das Gesetz läßt es aus Gründen der Flexibilität be­

vmßt offen, für die Einholung von Stellungnahmen 

durch die staatsanwaltschaft lichen Behörden die ört­

liche Zuständigkeit im Gesetz zu regeln. Gemäß 

Artikel 2 2  B.-VG. besteht für alle Organe des 

Bundes, der L änder und der Gemeinden im Rahmen ihres 
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gesetzmaßigen Wirkungskreises die Verpflichtung zur 

wechselseitigen Hilfeleistung. Keine Verpflichtung 

zur Rechtshilfe besteht demnach bei sachlicher oder I 

örtlicher Unzustandigkeit. Artikel 18 Abs. 1 B-VG. 

beinhaltet die Bindung der gesamten staatlichen Ver­

waltung an bestehende Gesetzes, weshalb der Entwurf, 

der es allein dem Bundesministerium für Justiz frei­

stellt, an welche staatsanwaltschaftliehe Behörde es 

sich wendet, ohne hiefür im Gesetz Kriterien festzu­

legen, damit nicht im Einklang steht. Es wird vorge­

schlagen, Bestimmungen über die örtliche Zustandig­

keit der Staatsanwaltschaft, wie dies in den erlau­

ternden Bemerkungen angeführt ist, in das Gesetz 

aufzunehmen. 

I I • § 507 S t PO: 

a) Mitwirkung der Gerichte in Gnadensachen in Senats­

besetzung: 

Da nach dem Verfassungsgerichtshoferkenntnis bis­

her die Gerichte für gut!:ichtliche Stellungnahmen 

zum Teil auch in "Senaten" im Sinne des Artikel 87 

Abs. 2 B. -VG. zur Entscheidung berufen \Varen und 

daraus geschlossen wurde, die Ent:scheidung::m über 

Gnadensachen ergingen in Ausübung eines richter­

lichen Amtes und nicht im Rahmen der Justizverwal­

tung , wäre insofern eine Anpassung der gesetzli­

chen Bestimmungen überlegenswert. Bei den Landes­

gerichten stell t sich dieses Problem nicht, son­

dern ausschließlich bei den Rechtsmittelgerichten, 

weil bei den Landesgerichten schon bisher eine 

Entscheidung gern. § 411 StPO nicht in ei;:1e:n Senat zu 

treffen war. 

Da jedoch nach dem vorliegenden Entwurf klarge­

stellt ist, daß das Gnadenverfahren eine Verwal­

tungsangelegenheit ist, ist auch die Auslegung 
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denkbar, daß durch dieses Gesetz kontrare gesetzliche 

Bes timmungen außer Kraft gesetz t werden. Eine aus­

drückliche Aufhebung jener überholten gesetzlichen 

Bes t immungen \'läre jedoch im Interesse der Klarhe i t 
• 1 vorzuz .1.e.1en. 

b) Anpassung der Bestimmungen der §§ 21 Abs. 2 DV-.StAG 

und § 504 Abs. 1 (BO.: 

Diese Bestimmungen müßten ebenfalls der neuen Rechts­

lage angepaßt werden, sofern man nicht davon ausgeht, 

daß sie durch das neue Gesetz zwar nicht ausdrücklich, 

aber stillschweigend außer Kraft gesetzt werden. 

c) Amtswegiger Gnadenvorschlag: 

Wie schon bisher sieht auch der Entwurf die Möglich­

kei t (�ines Gnadenvorschlages von amts wegen vor. In 

diesen eher seltenen Fällen erhebt sich die Frage, ob 

es der Zustimmung des zu Begnadigenden bedarf, zumal 

eine Begnadigung nicht nur Vorteile, sondern auch 

Nachteile bringen kann, mögen diese auch geringfügig 

und gegenüber dem zugewendeten Vorteil kaum in 

Gewicht fallend sein, wie z.B. Umwandlung einer Frei­

heitsstrafe in eine Geldstrafe. Auch ist der Fall 

denkbar, daß eine Begnadigung gegen den Nillen des 

Verurteilten erfolgt. Die erläuternden Bemerkungen 

führen hiezu aus, daß die amtswegige Möglichkeit 

einer Begnadigung etwa aus öffentlichen Interesse be­

stehen müsse. Nähere gesetzliche Kriterien hiefür wä­

ren wünschenswert. 

§ 510 StPO (Hemmung des Strafvollzuges) : 

Der. Entwurf enthalt keine Regelung, ob eine Unterbrechung 

des Vollzuges' der Strafe auch möglich ist, w.enn 'der Verur'"' 

teilte noch vor Einbringung des Gnadengesuches die Strafe 

angetreten hat. Aus der Formulierung " Hemmung" wird jedoch 
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abgeleitet, daß im Ein klan g zur bisherigen Praxis ein e Un ­

terbrechun g des Strafvollzuges n icht vorgesehen ist. 

IV. Materielle Voraussetzun gen für ein en Gn aden akt: 

Wie die erläuternden Bernerkun gen zutreffend betonen, sin d die 

�ateriellen Voraussetzun gen für ein en Gn aden akt im Gesetz 

n icht f estgelegt. Die bisherige Praxis in Gn aden verfahren 

würde ausreichen de Kriterien für ein e roaterielle Regelun g 

des Gn aden rechtes bieten . Es wäre wün schen swert, wen n 

n icht n u r die Verfahren sbestim'Tlun gen -F •• -,-ur das Gn aden ver-

f ahren auf ein e eimvan dfreie gesetzliche Grun dlage ge­

stellt würden , son dern eben so die materiellen Voraus­

setzun gen hiefür. Die Kon zen tration der Gn aden sachen auf 

ein e Gn aden in stan z wird im In teresse der Gleichbehan dlun g 

begrüß t. 

V. Person elle Auswirkun gen der geplan ten Än derun gen : 

Nach den erläuternden Beme rkun gen zu § 509 StPO soll sich 

der Bundesminister für Justiz primär bei den Gn aden erhe­

bungen an � die Staa tsan wal tschaften wen den . Dadurch en t­

ste ht bei den Staatsan waltschaften ein person eller Mehr-' 

aufwand und wäre hiefür en tsprechen d Vorsorge zu treff en .  

VI. Abschließ en de Bemerkun gen : 

Die Stellun gn ahme en thäl t n icht zu s äm tlichen geplan ten 

ne uen Bestimmun gen Vorschläge; dies deshalb, Weil den 

n icht Rrg9führten Bestimmun gen vollin haltlich beigetrc�en 

wird. Positiv vermerkt wird, wie bereits un ter Pun kt IV. 

ausgeführt, daß n un me hr ein e ein he i t liehe Gn aden in stan z 

für gan z Österreich im In teresse ein er ein heitlichen Vor­

gangsweise ge SChaffen werden soll. 

Der Leiter d�r St�atsanwaltschaft 

LV. / _ 1 ,Y LUC---I't1 r')pt� 
/ 
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